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Rechtssatz

Keine Folge

Abweisung der Berufung gegen einen Bescheid betre6end Dienstgeberbeitrag zum Ausgleichsfonds für

Familienbeihilfe und Zuschlag zum Dienstgeberbeitrag.

Das Vorbringen der antragstellenden Gesellschaft ist nicht geeignet, einen unverhältnismäßigen Nachteil durch den

Vollzug des angefochtenen Bescheides darzutun. Da die Antragstellerin im Fall ihres Obsiegens Anspruch auf

Rückerstattung des strittigen Betrages hat, hätte sie vielmehr darzulegen gehabt, warum die (vorläu=ge) Entrichtung

der Abgabe - auch im Hinblick auf die Möglichkeit, Zahlungserleichterungen gemäß §212 BAO zu beantragen - in

Anbetracht ihrer konkreten Einkommens- und Vermögensverhältnisse für sie einen unverhältnismäßigen Nachteil

nach sich ziehen würde.

(ebenso: B209/01, B v 16.02.01, B421/01, B v 27.03.01, B410/01, B507/01, beide B v 23.04.01, uvm)
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